
Dıie Kırche und die Parteiıen

Die „Entideologisierung“ der Parteıen 1ın den spaten tünfziger un: den sechziger
Jahren Zing VO  3 der Meınung AausS, polıtisches Handeln sSCe1 möglıch ohne ezug auf
letzte Wert- und Zweckbegründungen. Praktische Politik benötige keine Veranke-
rung 1n gemeınsam Werten, WenNnn alle auf dem Boden des Grundgesetzes
stehen und die OFrt formulierten Grundwerte un Grundrechte akzeptieren. Auf der
Basıs dieses als selbstverständlich vorausgesetztien Grundkonsenses, gylaubte INAan,
könnten Menschen verschiedener Glaubens- un Denkrichtungen mıteinander Politik
betreiben. Deshalb bevorzugen die Parteien Aktions- un Arbeitsprogramme.

Die Entwicklung der etzten Jahre zeı1gt, daß dieser Weg NUuUr begrenzt gangbar 1St
In den wesentlichen Fragen der Ordnung VO  3 Staat un Gesellschaft können Wert-
entscheidungen un Wertbegründungen ıcht ausgeschaltet werden. Auch dort,
INan nach außen hın NUrLr pragmatische Polıitik machen will, kommen oft Entscheidungen
ber menschliche un gesellschaftliche Werte 1Ns Spiel, die ın etzten Wahrheiten
wurzeln un deswegen ıcht allein Aaus Gründen polıtischer Zweckmäßigkeit kontro-
eI5 sind.

Die Diskussionen über den Schutz des Lebens ließen einen solchen Wertkonflikt
sıchtbar werden. Wer für die Fristenlösung mıiıt dem Argument der Selbstbestimmung
un des Rechts auf die eigene Person argumentiert, stellt prinzıpiell das Verfügungs-
recht des Menschen über sıch selbst un den Anspruch auf Entfaltung seiıner Persön-
iıchkeit über das Lebensrecht anderer. Hıer geht CS grundlegende Fragen des Welt-
un Menschenbilds. Geıistige Grundpositionen spielen ine wesentliche Rolle iıne 1Ur

pragmatıische Entscheidung 1St in einem solchen Fall ıcht mehr möglıch.
Auch der VWılle, durch Reformen eine „NEeUE Gesellschaft“ schaften, impliziert

Wertentscheidungen VO  e} tiefgreifender Bedeutung. Wer in der Emanzıpatıon VO den
überkommenen sıttlıchen, rechtlichen un gesellschaftlichen Ordnungen eın Ziel der
Politik sıeht, vertritt eine Sıcht des menschlichen Lebens, der menschlichen Würde
un Freiheit un der gesellschaftlichen Ordnung, die ıcht NUur VO  3 dem bisherigen
abendländischen Wertsystem abweicht, sondern auch VO Menschenbild der christ-
lıchen Tradıtion. Wer dieses als Grundlage se1nes Denkens anerkennt, kann einer
solchen Politik ıcht oder 1Ur mit erheblichen, den Kern rührenden Einschränkun-
gCnh folgen.

Auch dıe als selbstverständlich VOTausgesetZzte Überéinstimmung 1mM Verständnis
der Grundwerte und Grundrechte der Verfassung erwıes siıch als brüchig Die yleichen
Begrifte werden VO  5 verschiedenen Seiten verschieden verstanden un verschieden
interpretiert. Diese Difterenzen gründen 1n einem verschiedenen Welt- und Menschen-
bıld
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Dıie Parteıen können also der Entscheidung für 1ine estimmte Auffassung VO Sınn
des Menschen un der Gesellschaft Sar nıcht ausweichen. Sıe sind nıcht „weltanschau-
lıch neutral“, sondern leben VO  ' Wertkategorien un Wertsystemen, die ZWar tfür
viele Probleme der täglıchen Politik, nıcht aber immer un grundsätzliıch Aaus der
Diskussion ausgeklammert werden können.

Mıt dieser Entwicklung mußte auch dıe Stellung der Kirche den politischen Par-
telen 8613  O überdacht werden. Die wachsende Zurückhaltung gegenüber den Parteien
etwa VO Ende der fünfziger Jahre 1St 1n Parallele dem Entideologisierungs-
konzept sehen. Be1 den grundlegenden Wertkonflikten, die 1in der Zwischenzeit
aufgetaucht sind, kann jedoch die Kirche ıcht schweıigen. S1e mu{ sprechen, WeNn S1€e
ıhrem Auftrag treu leiben un: sıch nıcht 1Ns eın Privat-Religiöse zurückdrängen 1as-
SCMN 311 Als Institution, die in der Botschaft VO eich (jottes auch ethische Normen
verkündet un repräsentiert, mu{ s1e auch den VO  w den Parteıen Ve  en

Werten Stellung nehmen un s1e tür sıch un ıhre Miıtglieder dem Ma{fistab INCSSCH,

dem S1Ee sıch bekennt. Be1 aller berechtigten, VO Konzil anerkannten Pluralıität
polıtischer Optionen der Katholiken z1bt ine Grenze, Jjenseı1ts derer ine politische
Zielsetzung MI1t der christlichen Oftenbarung, M1t der Würde des Menschen und mMI1t der
Gemeinschaft der Kirche iıcht mehr vereıint werden annn

Die aufgeregte Reaktion aut den Wahlhirtenbriet der bayerischen Bischöte 1St W ar

verständlıch, weıl die Betroftenen ohl glücklicher SCWESCH waren, wenn ıhnen die
Bischöfe Lob gespendet oder sıch wen1gstens jeder Stellungnahme enthalten hätten.
Der Vorwurt jedoch, die Bischöfe hätten iıhren Auftrag 1n einer pluralistischen Gesell-
schaft überschrıtten, trift nıcht. Gerade 1n einer pluralistischen Gesellschaft 1St Recht
un Pflicht der einzelnen und der Gruppen, ıhre Wertvorstellungen in die Auseın-
andersetzung einzubringen. Wenn ıne Parte1 meınt, diese Werte abzulehnen oder
anders sehen mussen, darf ıhr das Recht 2Zu niemand bestreıten. S1e MUu aber 1n
auf nehmen, da{ß die Kirche widerspricht un ıhre Überzeugungen öffentlich formu-
hert.

Die Forderung, die Kirche solle allen demokratischen Parteıen 1ın yleichem Abstand
oder gleicher ähe gegenüberstehen, hat 1n den meilisten Fällen ohl NUr taktische

Bedeutung. Im Klartext heißt das dann, die Kirche colle näher die Parte1 heran-
rücken, die Neutralıtät Oordert oder sıch VO der gegnerischen Parteı distanzıeren.
Wo das Wort VO der „Aquidistanz“ der Kirche jedoch gemeınt iSt, kommt
entweder AauSs der Überzeugung, polıtisches Handeln se1l ohne letzte Wertentscheidungen
möglich oder 1n den grundlegenden Werten sejen sich alle Parteıen e1IN1Z, oder aber
8908  5 11 der Kirche das Recht jeden Handelns über den privat-religıösen Raum hinaus
bestreıiten. Politisches Handeln ohne letzte Wertentscheidungen hat siıch jedoch als

unmöglıch erwıesen. Dıe Einheit ın den Grundwerten besteht NUur der Oberfläche,
NUur 1in den Begriften, nıcht iıimmer iın deren Verständnis. Jeder Rückzug AUS der
Offentlichkeit widerspricht dem Selbstverständnıis der Kırche un iıhrem Recht, Ja ihrer
Pflicht 1n einer freien, pluralen Gesellschaft. Wolfgang Seibel 5J


